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Sehr geehrter HerrFilter,

Angelegenheiten des

Bundesministeriums der Justiz und

für Verbraucherschutz, Justiziariat,

IFG-Koordination

Willy-Brandt-Straße 1, 10557 Berlin

11012 Berlin

+49 30 18 400 - 0

+49 30 18 400 - 2357

poststelle@bk.bund.de

Berlin, 6. September 2019

mit E-Mail vom 16. März 2019 beantragten Sie auf der Grundlage des Informati-

onsfreiheitsgesetzes (IFG) die Übersendungaller Löschprotokolle aus dem Jahre

2018. Dabei erklärten Sie, dass Sie mit Löschprotokollen Dokumente meinen, die

angefertigt werden, wenn Akten noch im Bundeskanzleramt vernichtet werden und

nicht in Archive verlegt werden.

Nachdem ich Sie darauf hingewiesen habe,dass für Ihren Antrag auch Informatio-

neneinschlägig sind, die personenbezogene Daten Dritter umfassen, erklärten Sie

am 5. August, dass Sie auf den Zugang zu personenbezogenenDaten verzichten.

Auf Ihren Antrag ergeht folgende Entscheidung:

1. Sie erhalten Zugang zu den unterI. aufgeführten Dokumenten.

2. Die Kosten des Verfahrens werden auf 15,00 Euro festgesetzt.
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Gründe:

Auf der Grundlage von $ 1 Abs. 1 IFG erhalten Sie Zugang zu den folgenden Do-

 

 

 

 

kumenten:

Lfd. Aktenzeichen Datum des Bezeichnungl/Beschrei- Anmerkungen
Nr. Dokuments bung
1 22.01.2018 Jahreslöschen ohne personenbezogene

Daten Dritter
2 113-02032-Re 06.08.2018 Vernichtung von Schriftgut

1 nach $ 22 Abs. 1 RegRL
3 113-02032-Re 22.11.2018 Antwort Vernichtung Haus-

1 haltsunterlagen       
 

Der Zugang wird Ihnen durch Übersendungeinfacher Kopien gewährt.

Dokument1 wird Ihnen ohne personenbezogeneDatenDritter übermittelt. Da Sie

auf den Zugang zu solchen Daten verzichtet haben, handelt es sich insoweit nicht

um eine Versagung des Informationszugangs.

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 10 IFG. Danach werdenfür Amtshandlungen

nach dem Informationsfreiheitsgesetz Gebühren erhoben. Die Gebühren sind ge-

mäß 8 10 Abs. 2 IFG auch unter Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes so

zu bemessen, dass der Informationszugang nach $ 1 IFG wirksam in Anspruch

genommenwerden kann.

Die Gebührenrichten sich im Einzelnen nach $ 10 IFG in Verbindung mit Teil A

des Gebühren- und Auslagenverzeichnisses der Informationsgebührenverordnung

(IFGGebV) vom 2. Januar 2006. Da Ihr Antrag auf die Herausgabe von Abschrif-

ten zielt, ist für Ihren Antrag der Gebührentatbestand nach Nr. 2 des Gebühren-

und Auslagenverzeichnisses der IFGGebV maßgeblich.
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Für Anträge, deren Bearbeitung einen weniger großen Verwaltungsaufwand erfor-

dert, ist gem. Nr. 2.1 des Gebühren- und Auslagenverzeichnisses der IFGGebV

ein Gebührenrahmenvon 15,00 bis 125,00 EUR vorgesehen. Die Höhe der Ge-

bühr bemisstsich in erster Linie nach dem Arbeitsanfall im Einzelfall. Zugrunde

gelegt werdenhierbeidie für die Bearbeitung des Antrages aufgewandten Perso-

nalkosten auf der Basis pauschaler Personalkostensätze, die sich an der Umwel-

tinformationskostenverordnung des Bundesorientieren (vgl. BT-Drs. 15/4493,

S. 16).

Für die Entscheidung über Ihren Antrag wurden 30 Minuten von Mitarbeitern des

mittleren Dienstes zu einem Pauschalstundensatz von 30,00 EUR und 30 Minuten

von Mitarbeitern des gehobenen Dienstes zu einem Pauschalstundensatz von

45,00 EUR aufgewandt. Der personelle und zeitliche Verwaltungsaufwand fürIhr

Verfahren beläuft sich mithin auf 37,50 EUR. Unter Ausübung des Ermessens,

das dem Bundeskanzleramtbei der Festsetzung der Gebührinnerhalb des vorge-

gebenen Rahmenszusteht und unter Beachtung der Prämisse, die antragstel-

lende Person durch die Gebührenfestsetzung wederin unzumutbarer Weise zu

belasten noch ein grobes Missverhältnis zu dem Wert der mit der Gebühr abgegol-

tenen Leistung herzustellen, erscheint die Festsetzung der Gebühr am unteren

Rand des Gebührenrahmensangezeigt. Die Kosten werden demnach auf 15,00

EUR festgesetzt.

Sie werden gebeten, die Kosten in Höhe von insgesamt 15,00 EUR unter Angabe

des Verwendungszwecks: „1180 0447 9468, IFG-Anfrage 2019/NA 054“, innerhalb

eines Monats nach Zustellung an die Bundeskasse Halle, IBAN: DE 38 8600 0000

0086 0010 40, BIC: MARKDEF1860 bei der Deutschen Bundesbank- Filiale

Leipzig - zu überweisen.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen den Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-

spruch erhoben werden. Der Widerspruchist schriftlich oder zur Niederschrift beim

Bundeskanzleramt, Willy-Brandt-Str. 1, 10557Berlin, einzulegen. Ich weise darauf

hin, dass für die vollständige oderteilweise Zurückweisung eines Widerspruchs

Kosten von 30,00 Euro anfallen.


